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Frage Nr.: 2333 Gemeinnützige Tätigkeit

Stadtv. Dr. Kößler - CDU -

Der Kreistag des Saale-Orla-Kreises hat beschlossen, Geflüchtete künftig zu ge-
meinnützigen Tätigkeiten heranzuziehen. Vier Stunden am Tag sollen sie zum Bei-
spiel in der eigenen Unterkunft, in Vereinen oder bei der Kommune arbeiten. Gemäß 
§ 5 AsylbLG können Geflüchtete in Gemeinschaftsunterkünften zur gemein-nützigen 
Arbeit verpflichtet werden. Dafür erhalten sie entsprechend der gesetzlichen Rege-
lung 0,80 Euro pro Stunde als Aufwandsentschädigung. Bei einer unbegrün-deten 
Weigerung sind Kürzungen der Leistungen möglich.
 
Ich frage den Magistrat:

Inwieweit wird derzeit bei Geflüchteten, die durch die Stadt Frankfurt am Main in Ge-
meinschaftsunterkünften untergebracht sind, von der gesetzlichen Möglichkeit des § 
5 AsylbLG Gebrauch gemacht?

Die Frage wird wie folgt beantwortet:

Das Asylbewerberleistungsgesetz (§ 5 Abs. 1) sieht vor, dass in Unterkünften Ar-
beitsgelegenheiten insbesondere zur Aufrechterhaltung und Betreibung der Einrich-
tung zur Verfügung gestellt werden sollen. Außerdem sollen bei staatlichen, kommu-
nalen und gemeinnützigen Trägern soweit möglich Arbeitsgelegenheiten, die der All-
gemeinheit dienen, zur Verfügung gestellt werden.

In Frankfurt bietet die GWR gemeinnützige Gesellschaft für Wiederverwendung und 
Recycling mbH Arbeitsgelegenheiten an. In Kooperation mit der GWR macht die 
Stadt Frankfurt von der genannten gesetzlichen Möglichkeit bereits Gebrauch.

Durch den Magistrat, hier das Jugend- und Sozialamt, werden alle neu zugewiese-
nen Asylbewerber:innen über mögliche Integrationsmaßnahmen, sowie Arbeitsgele-
genheiten, beraten. 
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Seit vielen Jahren werden Asylbewerber:innen in Arbeitsgelegenheiten vermittelt und
zur Teilnahme herangezogen, sollten keine individuellen Gründe dagegensprechen, 
wie z.B. mangelnde Kinderbetreuung, Besuch eines Integrationskurses bzw. einer 
Schule oder gesundheitliche Gründe.

Das Monitoring der Stabsstelle Unterbringungsmanagement und Geflüchtete bildet 
im Jahr 2023 Daten von rund 2.300 Personen im erwerbsfähigen Alter ab (16-65 
Jahre). Die Abfrage nach Tätigkeiten ergab, dass ca. 65% der Menschen einer Be-
schäftigung nachgingen (z.B. Minijob, Praktika, Qualifizierungsmaßnahmen), an 
Sprachkursen teilnahmen, kleine Kinder betreuten oder eine Schule besuchten. 35% 
der Menschen waren nicht beschäftigt, weil sie z.B. auf den Beginn von Sprachkur-
sen warteten oder aus gesundheitlichen Gründen keiner Tätigkeit nachgehen konn-
ten.

Im Jahr 2023 zählte das Jugend- und Sozialamt 22 Teilnahmen an Arbeitsgelegen-
heit. In 2022 waren es 44 Teilnahmen. Die geringe Anzahl ist mit den niedrigen Zu-
weisungen von Asylbewerber:innen in 2022 und 2023 zu begründen. Das Asylbewer-
berleistungsgesetz greift nicht für den Personenkreis Geflüchteter aus der Ukraine. 
Daher nehmen sie nicht an Arbeitsgelegenheiten nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz teil.

Mit Zuwachs der Zuweisungen von Asylbewerber:innen seit Ende Oktober 2023 stei-
gen auch die Teilnahmen an Arbeitsgelegenheiten.


